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Bebauungsplan "Solarpark Im Morkenfeld am Wäldchen"
der Gemeinde St. Alban

Verbandsgemeinde Nordpfälzer-Land
Donnersbergkreis

Prüfung der eingegangenen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß
§ 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und Träger sonstiger Belange ge-

mäß § 4 Abs. 2 BauGB

1. Allgemeines zum Verfahren

2. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange

3. Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung

Stand: März 2025
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1. Allgemeines zum Verfahren

Die Gemeinde St. Alban möchte in der Gemarkung der Gemeinde die Errichtung einer Freiflä-
chenphotovoltaikanlage ermöglichen, um einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Aus diesem
Grund wurde, um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, die Aufstellung ei-
nes Bebauungsplanes beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde am 22.11.2023 vom Gemeinderat getroffen.

Danach erfolgte vom 18.12.2023 bis 31.01.2024 die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit so-
wie die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange.

Die im Rahmen dieser Beteiligung eingegangenen Anregungen / Hinweise / Bedenken wurden in
die Planung eingearbeitet und die Stellungnahmen in der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats
Sankt Alban am 19.08.2024 erörtert und abgewogen. Weiterhin hat der Gemeinderat Sankt Alban
in seiner Sitzung vom 19.08.2024 den vorgelegten Entwurf des Bebauungsplanes gebilligt und
die öffentliche Auslegung (Offenlage) des Bebauungsplanentwurfes gemäß § 3 Abs. 2 BauGB,
die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB
sowie die Beteiligung der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Vom 07.10.2024 bis 11.11.2024 wurden die Behörden und Träger öffentlicher Belange sowie die
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB erneut beteiligt. Dabei hatten sowohl die
Behörden als auch die Öffentlichkeit Gelegenheit, sich über den Entwurf des Bebauungsplanes
zu informieren und konnten entsprechende Anregungen und Hinweise vortragen.

Anschließend ist der Rücklauf der Stellungnahmen sowie deren Abwägung bzw. Berücksichti-
gung und Beachtung in der weiteren Planung dargestellt.

Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und
Hinweise

1. Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
Außenstelle Schulaufsicht
Postfach 100104
67401 Neustadt a. d. Weinstraße

24.09.2024 Keine

2. GDKE - Direktion Landesarchäologie
Außenstelle Speyer
Kleine Pfaffengasse 10
67346 Speyer

24.09.2024 Keine

3. Deutsche Telekom Technik
Mecklenburgring 25
66121 Saarbrücken

24.09.2024 Keine

4. Forstamt Donnersberg
Dr.-Carl-Glaser-Str. 2
67292 Kirchheimbolanden

25.09.2024 Keine

5. Pfalzgas GmbH
Wormser Str. 123
67227 Frankenthal

25.09.2024 Keine

6. Verbandsgemeinde Nordpfälzer Land
Postfach 1361
67803 Rockenhausen

26.09.2024 Keine

7. GDKE - Direktion Landesarchäologie
Große Langgasse 29
55116 Mainz

30.09.2024 Keine
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Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und
Hinweise

8. Fernleitungs-Betriebsgesellschaft MBH
Hohlstr. 12
55743 Idar-Oberstein

07.10.2024 Keine

9. Vermessungs- und Katasteramt Westpfalz
Bahnhofstr. 59
66869 Kusel

07.10.2024 Keine

10. Industrie- und Handelskammer Pfalz
Europaallee 14
67657 Kaiserslautern

10.10.2024 Keine

11. Landesfischereiverband RLP e.V.
Gaulsheimer Str. 11a
55437 Ockenheim

10.10.2024 Keine

12. Westnetz GmbH
Florianstraße 15-21
44139 Dortmund

11.10.2024 Keine

13. Amprion
Robert-Schuman-Straße 7
44263 Dortmund

14.10.2024 Keine

14. DFS Deutsche Flugsicherung GmbH
Postfach 1243
63202 Langen

21.10.2024 Keine

15. Zweckverband Wasserversorgung Westpfalz
Postfach 27
67683 Weilerbach

23.10.2024 Keine

16. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und
Dienstleistungen der Bundeswehr
Fontainengraben 200
53123 Bonn

25.10.2024 Keine

17. Gemeinde Bayerfeld-Steckweiler
Bergstr. 21
67808 Bayerfeld-Steckweiler

26.11.2024 Hinweise

18. Landesamt für Geologie und Bergbau
Emy-Roeder-Straße 5
55129 Mainz

29.10.2024 Keine

19. Kreisverwaltung Donnersbergkreis
-Bauen und Schulen
Postfach 1280
67285 Kirchheimbolanden

31.10.2024 Hinweise

20. Landesbetrieb Mobilität Worms Schönauer
Straße 5
67547 Worms

31.10.2024 Keine

21. Deutscher Wetterdienst
Postfach 301190
20304 Hamburg

06.11.2024 Keine

22. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald RLP e.V.
sowie Landes- Aktions-Gemeinschaft Natur
und Umwelt Rheinland-Pfalz
Kirchenstraße 13
67823 Obermoschel

06.11.2024 Keine

23. Vodafone GmbH/Vodafone Deutschland GmbH
Ingersheimer Straße 20
70499 Stuttgart

06.11.2024 Keine
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Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und
Hinweise

24. Kreisverwaltung Donnersbergkreis
-Natur- und Umweltschutz
Postfach 1280
67285 Kirchheimbolanden

08.11.2024 Hinweise

25. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd
Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft, Bodenschutz
Fischerstraße 12
67655 Kaiserslautern

08.11.2024 Hinweise

26. BUND Kreisgruppe Donnersberg
Leibnizstr. 15
67292 Kirchheimbolanden

10.11.2024 Hinweise

27. Pfalzwerke Netz AG
Kurfürstenstraße 29
67071 Ludwigshafen

11.11.2024 Hinweise

28. Planungsgemeinschaft Westpfalz
Bahnhofstraße 1
67655 Kaiserslautern

11.11.2024 Hinweise

29. Landwirtschaftskammer RLP
Röchlingstraße 1
67663 Kaiserslautern

05.12.2024 Hinweise

Hinweis:
Nachfolgend sind alle Stellungnahmen dieser Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, die ab-
gegeben wurden, aufgeführt. Diese wurden zum größten Teil in der Originalfassung abgedruckt
und teilweise zur besseren Lesbarkeit neu zugeschnitten. Teilweise werden die Sachdarstellun-
gen der Stellungnahmen jedoch in Kurzform dargestellt. Die Stellungnahmen aus der Öffentlich-
keitsbeteiligung werden aus Datenschutzgründen anonymisiert. Die Originalstellungnahmen kön-
nen bei der Gemeindeverwaltung, stellvertretend bei der Verbandsgemeinde, eingesehen wer-
den.
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2. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange

2.1 Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Außenstelle Schulaufsicht vom 24.09.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht. Eine Abwägung ist
nicht erforderlich.

2.2 Stellungnahme der Generaldirektion Kulturelles Erbe - Direktion Landesarchäologie,
Außenstelle Speyer vom 24.09.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Die Hinweise Seitens der Behörde sind bereits in den Unterlagen enthalten, eine Abwägung ist
nicht erforderlich.
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2.3 Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik, Saarbrücken vom 24.09.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
In der Stellungnahme vom 06.12.2023 wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Pla-
nung vorgebracht. Eine Abwägung ist nicht erforderlich

2.4 Stellungnahme des Forstamts Donnersberg vom 25.09.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Die Hinweise seitens der Behörde wurden zur Kenntnis genommen. Der Abstand zu Waldflächen
wurde entsprechend in der Planung angepasst. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.5 Stellungnahme der Pfalzgas GmbH vom 25.09.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.
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2.6 Stellungnahme der Verbandsgemeindeverwaltung Nordpfälzer Land vom 26.09.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Die vorgebrachten Hinweise sind im Rahmen der Baugenehmigung zu berücksichtigen und In-
halt der Bebauungsplanung. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.7 Stellungnahme der Generaldirektion Kulturelles Erbe – Direktion Landesarchäolo-
gie, Mainz vom 30.09.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.8 Stellungnahme der Fernleitungs-Betriebsgesellschaft vom 24.09.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.9 Stellungnahme des Vermessungs- und Katasteramts Westpfalz vom 07.10.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.10 Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer für die Pfalz, Kaiserslautern vom
10.10.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.11 Stellungnahme des Landesfischereiverbandes Rheinland-Pfalz vom 10.10.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.12 Stellungnahme der Westnetz GmbH vom 11.10.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:
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Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.13 Stellungnahme der Amprion GmbH vom 14.10.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.14 Stellungnahme der DFS, Deutsche Flursicherung vom 21.10.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.15 Stellungnahme des Zweckverbands Wasserversorgung „Westpfalz“ vom 23.10.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.16 Stellungnahme des Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistun-
gen der Bundeswehr vom 25.10.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.17 Stellungnahme der Gemeinde Bayerfeld-Steckweiler vom 26.11.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Kabeltrassen außerhalb des Geltungsbereiches werden nur in sehr begrenztem Umfang not-
wendig, da eine mögliche Anlage voraussichtlich angrenzend an das Stromnetz angeschlossen
werden kann. Belange der Niederschlagswasserbewirtschaftung sind somit nicht betroffen.

Aktuell liegen von Seiten der zuständigen Fachbehörde zum Brandschutz keine Auflagen vor.
Ein Brandschutzkonzept und mögliche Versicherungen sind nicht Inhalt der Bebauungsplanung.

Mögliche Rückstellungen für den Rückbau/ Nutzungsende sind vertraglich im Rahmen der Bau-
genehmigung zu sichern. Dies ist kein Belang im Rahmen der Bebauungsplanung.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: __
Nein-Stimmen: __
Stimmenthaltungen: __

2.18 Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau vom 29.10.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht. Bezüglich des Ver-
weises des Landesamtes für Geologie und Bergbau auf seine Stellungnahme vom 23.01.2024
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wird darauf hingewiesen, dass bereits für die Offenlage
Hinweise insbesondere bzgl. einer Baugrunduntersuchung in die Unterlagen mit aufgenommen
wurden.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.19 Stellungnahme der Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Bauen und Schulen vom
31.10.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Die Hinweise werden geprüft und ggf. in die weitere Planung integriert werden. Mögliche notwen-
dige Unterlagen zur Plangenehmigung, etc., sind der zuständigen Behörde entsprechend vorzu-
legen.

2.20 Stellungnahme des Landesbetriebs Mobilität, Worms vom 31.10.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Hierzu wurde im Rahmen der Abwägung zu der Stellungnahme in der FÖBB das nachfolgende
beschlossen: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und ggf. in die Planung integriert
werden. Nach aktuellem Stand, wird nicht von einer Wegeertüchtigung im Umfeld von Straßen
ausgegangen.

Blendwirkungen auf die umliegenden Straßen können auf Grund der Lage der Straßen im Norden
des Geltungsbereiches und einer süd-ausgerichteten PV-Anlage ausgeschlossen werden.
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Weitere Auflagen sind im Rahmen der Baugenehmigung zu berücksichtigen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: __
Nein-Stimmen: __
Stimmenthaltungen: __

2.21 Stellungnahme des Deutschen Wetterdienstes vom 06.11.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.22 Stellungnahme des Schutzgemeinschaft Deutscher Wald sowie der Landesaktions-
gemeinschaft Natur und Umwelt vom 06.11.2024

Sachbericht:

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.23 Stellungnahme der Vodafone GmbH vom 06.11.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.24 Stellungnahme der KV Donnersbergkreis, Natur- und Umweltschutz vom 08.11.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Die Anmerkungen zu den Biotopwertpunkten und hier ggf. zu hoher Einzelwertpunkte werden zur
Kenntnis genommen und zurückgewiesen. Die Bewertung erfolgte auf Basis der vorgenommenen
Kartierungen von Biologen und der potenziell geplanten baulichen Umsetzung der Anlage. Die
Basispunktwerte wurden für die Biotoptypen gemäß der LKompVO (hier der Praxisleitfaden,
2021) vorgenommen. Dabei wurden bereits Wertpunktabwertungen vorgenommen. Die vorlie-
gende Bilanzierung wird beibehalten werden.

Die Hinweise zum Schutz der geschützten § 30 BNatSchG-Flächen und hier notwendige Aus-
nahme- oder Befreiungsanträge werden zur Kenntnis genommen. Diese Anträge sind im Rahmen
der Verfahren zu den Bauanträgen, etc. zu stellen und nicht Teil der Bebauungsplanung.

Mögliche Auflagen in der Bauphase bzgl. des Artenschutzes sind im Rahmen der Baugenehmi-
gung festzulegen. Dies betrifft den möglichen Umfang einer ökologischen Baubegleitung als auch
eines möglichen Monitorings. Schutzmaßnahmen für Amphibien sind ebenfalls im Rahmen des
Bauantrages festzulegen. Die Hinweise zum Artenschutz werden redaktionell in die Textlichen
Festsetzungen mit aufgenommen werden.

Die geforderten Redaktionellen Änderungen werden in den Textlichen Festsetzungen ergänzt
werden.
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Die Aussagen zum FNP werden zur Kenntnis genommen. Der Teilflächen-FNP zur PV ist aktuell
in Aufstellung. Die geplante Fläche ist als potentieller Standort dort vorgesehen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: __
Nein-Stimmen: __
Stimmenthaltungen: __

2.25 Stellungnahme der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd - Regionalstelle Was-
serwirtschaft, Bodenschutz, Kaiserslautern vom 08.11.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Die gewünschten Auflagen zu einer Bodenkundlichen Baubegleitung werden im Umweltbericht
und den Textlichen Festsetzungen unter Hinweise integriert.

Eine Erhöhung der Bodenfreiheit auf 0,8 m lichtes Maß werden an dieser Stelle zurückgewiesen.
Bei einer Erhöhung des Bodenabstandes ist eine Erhöhung der gesamt zulässigen Anlagenhöhe
notwendig. Dies würde wiederrum die Sichtbarkeit und nachteiligen Blendwirkungen der Anlage
auf die Umgebung erhöhen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: __
Nein-Stimmen: __
Stimmenthaltungen: __

2.26 Stellungnahme des BUND Kreisgruppe Donnersberg vom 10.11.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Die Hinweise Seitens des BUND werden zur Kenntnis genommen.

Grundlegend sieht die Planung eine Flächensparende und ressourcenschonende mögliche Um-
setzung einer PV-Anlage vor. Ziele der Landesplanung in Bezug auf eine prozentuale Flächen-
nutzung lassen sich nur bedingt im Rahmen der gemeindlichen Bauleitplanung abbilden.

Auch Dachflächenanlagen im Innenbereich sind grundsätzlich sehr sinnvoll und insbesondere für
den Eigenverbrauch geeignet. Um eine vergleichbare Menge Strom zu generieren, reichen sie
aber bei weitem nicht aus. Des Weiteren sind sie planungsrechtlich nicht zu steuern, da es sich
weitestgehend um Privatflächen handelt ohne direkte rechtliche Zugriffsmöglichkeit der Ge-
meinde.

Die Themen einer Rückbauverpflichtung, Flächenherrichtung und Pflege, Ausgleichsplanung und
Niederschlagswasser wurden ausreichend in den Unterlagen behandelt. Die exakte Festsetzung
von Zeilenabständen wird nicht vorgenommen. Hier soll ein gewisses Maß an baulicher Flexibili-
tät geschaffen werden.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: __
Nein-Stimmen: __
Stimmenthaltungen: __

2.27 Stellungnahme der Pfalzwerke Netz vom 11.11.2024

Sachbericht:



21

D:\Projekte\2021109\03_Texte\05_Abwägung\20250114_HC_ÖBB_BP_Mär25.docx

Prüfung und Abwägung:

Kenntnisnahme.
Es wurden keine Einwände oder Bedenken gegen die Planung vorgebracht.
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.

2.28 Stellungnahme der Planungsgemeinschaft Westpfalz 11.11.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Die Hinweise Seitens der Regionalplanung werden grundsätzlich zur Kenntnis genommen.

Hinweise Seitens der VG:
Eine Landesplanerische Stellungnahme zum FNP wurde nicht eingeholt. Es wurde jedoch mit der
unteren Landesplanungsbehörde bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis im Nachgang abge-
stimmt, dass – nachdem der sachliche Teil-FNP FFPV zur frühzeitigen Beteiligung versandt war
– die landesplanerische Stellungnahme nicht mehr explizit einzuholen ist. Dies ist jedoch nicht
Belang der Bebauungsplanung der Gemeinde St. Alban.

Das Entwicklungsgebot des Bebauungsplanes aus dem FNP heraus ist bekannt. Hier wird auf
das weitere Verfahren der Bauleitplanung der VG verwiesen und auch auf die Ausführungen zur
Stellungnahme der unteren Landesplanungsbehörde (Nr. 2.19).

Die Hinweise und Bedenken zu Inhalten des möglichen zukünftigen Teilflächen-FNP der VG
Nordpfälzer Land werden zur Kenntnis genommen. Diese sind jedoch Inhalt des FNP und nicht
Teil des vorliegenden Bebauungsplanes und sind somit hier nicht Planungsrelevant.

Nach aktuellen Erkenntnissen liegen die Ertragsmesszahlen im Geltungsbereich zwischen 26
und 39. Der Regionale Durchschnittwert liegt bei 41 (im Rahmen des Teil-FNP FFPV ermittelt)
für die VG.

Die Belange des Vorranggebietes Regionaler Biotopverbund sind nicht betroffen, da hier keine
Überplanung dieses Gebietes stattfindet. Es grenzt an randlich an den Bereich an, Weder die
Planung noch eine mögliche Umsetzung sehen Maßnahmen in diesem Vorbehaltsgebiet vor.

Die externe Ausgleichsfläche stellt aktuell eine Vorbehaltsfläche für die Landwirtschaft gemäß
des RROP dar. Diese Information wir redaktionell in den Unterlagen ergänzt werden.

Die Belange der Flächen nach § 30 BNatSchG werden mit der zuständigen Behörde abgestimmt.
Die Belange der Bodenfreiheit der Einzäunung kann den Textlichen Festsetzungen unter II.2 Ein-
friedungen entnommen werden, ebenfalls ist der Rückbau der Kabeltrasse unter I.5 vorgenannter
Festsetzungen zu finden.

Die Belange des Bodenschutzes und flächensparender Planung sind durch Baugrenzen und ma-
ximal zulässige Überbauung definiert. Dies kann u.a. dem Umweltbericht (S. 33, 3.2.1) und der
dortigen Auflistung entnommen werden. Aktuell sind 0,2 % des Geltungsbereiches zur Versiege-
lung zugelassen. Im Rahmen einer Angebotsplanung Seitens der Gemeinde können keine An-
gaben zu Art und Umfang möglicher Energiespeicher, sonstiger Container, etc. getätigt werden.
Mögliche Einheiten müssen die Vorgaben des Bebauungsplanes einhalten.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: __
Nein-Stimmen: __
Stimmenthaltungen: __

2.29 Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz vom 05.12.2024

Sachbericht:
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Prüfung und Abwägung:

Die Hinweise der Kammer werden zur Kenntnis genommen.

Die Absichten und Ziele der politischen Ebenen werden im Rahmen der Planung berücksichtigt
und durch die Planung der Gemeinde dahingehend umgesetzt, dass die Möglichkeit zum Bau
einer PV-Anlage eröffnet werden.

Die Hinweise zum Entwicklungsgebot aus dem FNP werden zur Kenntnis genommen. Die ge-
plante Fläche entwickelt sich aus dem in Aufstellung befindlichen Teilflächen-FNP der Verbands-
gemeinde. Darüber hinaus kann die Ortsgemeinde nicht die Flächennutzung der VG bzgl. weite-
rer PV-Anlagen steuern. Vielmehr wird eine flächensparende und konfliktarme räumliche Planung
umgesetzt. Hierzu zählen auch weiterhin nutzbare landwirtschaftliche Flächen im Umfeld, daher
wurde u.a. die Größe des Geltungsbereiches herabgesetzt.

Eine erhebliche Verschlechterung der Agrarstruktur kann von Seiten der Gemeinde nicht festge-
stellt werden. Die umliegenden Flächen sind weiterhin zu bewirtschaften, es werden keine Wirt-
schaftswege o.Ä. abgeschlossen. Alle Zugänglichkeiten sind wie bisher gegeben.

Eine generelle Angebotsplanung einer Fläche zur Entwicklung einer PV-Anlage stellt die Versor-
gungssicherheit der Bevölkerung, bei einer Fläche von 4,5 ha, nicht zur Disposition. Eine mögli-
che klimaneutrale und unabhängige Versorgung mit Energie kann mit einer Anlage dieser Größe
sichergestellt werden.

In der Alternativenprüfung wird weiter auf fehlende urbane umnutzbare Strukturen (Konversions-
flächen) hingewiesen. Auch Dachflächenanlagen im Innenbereich sind grundsätzlich sehr sinn-
voll und insbesondere für den Eigenverbrauch geeignet. Um eine vergleichbare Menge Strom zu
generieren, reichen sie aber bei weitem nicht aus. Des Weiteren sind sie planungsrechtlich nicht
zu steuern, da es sich weitestgehend um Privatflächen handelt ohne direkte rechtliche Zugriffs-
möglichkeit der Gemeinde.



32

D:\Projekte\2021109\03_Texte\05_Abwägung\20250114_HC_ÖBB_BP_Mär25.docx

Aussagen zu kumulierenden Vorhaben sind im Umweltbericht vorhanden (S. 38, 3.2.10). hier
kann aktuell nicht von nachteiligen Entwicklungen ausgegangen werden.

Die dauerhafte verkehrliche Erschließung kann über gemeindeeigene Flächen und hierzu not-
wendige städtebauliche Verträge sichergestellt werden. Die Stromeinspeisung kann voraussicht-
lich im direkten Umfeld der Anlage in das bestehende Netz erfolgen.

Die Planung sieht externe Flächen für den Ausgleich von Eingriffen in die Natur vor. Wie in den
Unterlagen ausgeführt, betrifft dies eine Fläche, welche aufgewertet werden soll. Aktuell erfolgt
auf dieser Fläche nur eine eingeschränkte landwirtschaftliche Nutzung.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: __
Nein-Stimmen: __
Stimmenthaltungen: __
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3. Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung

Aus der Öffentlichkeitsbeteiligung gingen keine Stellungnahmen ein.
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Gemeinderatsbeschluss

Die Gemeinde St. Alban hat nach reiflicher Prüfung alle Stellungnahmen und Hinweise sowie
Anregungen sach- und fachgerecht gegeneinander abgewogen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: ____
Nein-Stimmen: ____
Stimmenthaltungen: ____

St. Alban, den ___________


